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Immer häufiger ist zu lesen und zu hören, dass
die Türkei in die EU aufgenommen werden muss.
Kaum ist die Osterweiterung durch, geht die Expan-
sionsroute der EU weiter. Jetzt, nachdem die Tür-
kei bald 40 Jahre darauf drängt, in die europäischen
Strukturen als vollberechtigtes Mitglied eingebet-
tet zu werden, werden die Stimmen für oder gegen
einen Beitritt in die EU immer massiver. Schröder
und Chirac haben vorgeschlagen, dass die Beitritts-
verhandlungen nach eingehender Prüfung der Re-
formen in der Türkei am 1.7.2005 beginnen sollen.
Seit der Aufnahme der Türkei in die Zollunion
19961 ist jedoch laut CDU die höchstmögliche stra-
tegische Kooperation unterhalb der Mitgliedschaft
im Zuge einer „priviligierten Partnerschaft“ (Mer-
kel) erreicht, die SPD drängt auf eine Aufnahme der
Türkei. Vor allem die CSU kündigte bereits im
Vorfeld an, das Thema zu den Europawahlen im
Juni zuzuspitzen, was eine rassistische Aufhetzung
der Stammtische in Richtung „gegen die Über-
fremdung durch Türkenströme“ oder „wir wollen
nicht noch mehr zahlen“ usw. befürchten lässt.

Unabhängig davon, wessen Linie sich letztlich
durchsetzt, nehmen wir die neue „Erweiterungs-
runde“ zum Anlass, die deutsch-türkischen Be-
ziehungen etwas genauer zu beleuchten. Warum
also sprechen sich alle kapitalrelevanten Stim-
men wie Bund Deutscher Industrieller, Auswär-
tiges Amt sowie für den Kapitalanleger wichtige
Publikationen wie Financial Times, Frankfurter
Allgemeine für eine Vollmitgliedschaft aus? Ein
Grund für uns, über plumpes Wahlkampfgetöse
hinaus etwas genauer hinzuschauen, weshalb
schließlich von einer „geostrategisch enorm
wichtige(n) Aufnahme der Beitrittsverhandlungen
mit der Türkei“2 die Rede ist. Der Schwerpunkt
der Untersuchung beschränkt sich auf diesen
Aspekt, ungeachtet der weit reichenden Thema-
tik der Situation der Klassenkämpfe in der Tür-
kei. Um jedoch das deutsche artikulierte Interes-
se an der Türkei, insbesondere gegenüber der
Konkurrenz, eingehender beleuchten zu können,
ist zunächst ein knapper Rückblick in die Ge-
schichte erforderlich.

Die besondere Rolle des
deutschen Imperialismus als
strategischer „Partner“ der
Türkei

 „Wenn das Osmanische Reich beginnt aus-
einander zu brechen, dann wird Kleinasien
Deutschland gehören.“3

Die Interessen des zerfallenden feudalistischen
osmanischen Reiches und des bei der Aufteilung
der Welt zu kurz gekommenen imperialistischen
Deutschland4 treffen sich in vielen Fragen. Sie bil-
den von nun an eine ungleiche Allianz gegen die
erfolgreicheren Großmächte.

Die deutschen Monopole sowie auch die Tür-
kei wollten den englischen und französischen
Einfluss zurückdrängen. Deutschland wollte
zu den Rohstoffen und Absatzmärkten. Der
Türkei wurde der wirtschaftliche und militä-
rische Druck und Einfluss Frankreichs und be-
sonders Englands in ihrem Land zu groß.
Der deutsche Imperialismus wollte die Konzes-
sionen für den Straßen-, Eisenbahn- und Hafen-
bau, um den Landweg zu kontrollieren. Die
Türkei brauchte Transportstrecken, die allein
schon wegen der Größe des Osmanischen Rei-
ches notwendig waren, um die überall im Rei-
che ausbrechenden Unruhen militärisch zu
bekämpfen.
Das Deutsche Reich wollte militärisch Fuß in
der Türkei fassen, um seine Interessen abzusi-
chern. Die Armee der Türkei befand sich in ei-

Aufnahme der Türkei in die EU?

1 Die Türkei ist das einzige Mitglied der Zollunion der EU,
das nicht Vollmitglied der EU ist. Dadurch ist die EU nicht
zu Strukturzahlungen verpflichtet.

2 Financial Times Deutschland (FTD), 24.12.03.

3 Der dt. Ökonom Ruscher 1840.

4 England besitzt 1913 33,5 Millionen Quadratkilometer Ko-
lonien, Frankreich 10,6 und Deutschland nur 2,9 Millionen.

Britische Karikatur aus
dem ersten Weltkrieg. Sul-
tan: „Gewiss ist es eine Ehre,
so emporgehoben zu wer-
den. Und doch beginne ich
mir langsam zu wünschen,
der Vogel wäre an mir vor-
beigeflogen.“
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Gegen Beginn unserer Zeitrechnung wurden West- und Zen-
tralanatolien Teil des Römischen Reiches.
395 trennte sich der Ostteil des Römischen Reiches mit der
Hauptstadt Byzanz (heute Istanbul) zum Byzantinischen Reich.
Der Name Tü-küe findet sich erstmalig in chinesischen Chro-
niken im sechsten Jahrhundert; seine Bedeutung ist: stark.
Im Zuge der Islamisierungskriege musste Byzanz sich nach 651
den Arabern ergeben und den Südosten Anatoliens abtreten.
Die Türken selbst nahmen den islamischen Glauben erst
im zehnten Jahrhundert an, bis dahin waren sie griechisch-
orthodox.
Ende des elften Jahrhunderts ließen sich in Anatolien, dem
Hauptgebiet der heutigen Türkei, Turkstämme nieder: Dort
waren bereits Griechen, Armenier, Kurden, Lasen, Araber
und Assyrer angesiedelt.
Mit der Eroberung Bagdads im Jahre1055 nimmt die da-
malige Türkei eine zentrale Rolle in der arabischen Welt ein.
Durch den Sieg über die Byzantiner 16 Jahre später brach-
ten die Seldschuken Anatolien schließlich unter ihren Einfluss.
Im 13. Jahrhundert bricht das Seldschukenreich unter mongo-
lischem Druck zusammen. An seinem Rande bildete sich eine
Reihe von unabhängigen Kleinfürstentümern. Der Kleinfürst
Osman (1281-1326) eroberte große Gebiete und richtete Ver-
waltungen ein. Auf Grund der durch die Verwaltungen beding-
ten höheren gesellschaftlichen Organisierung konnte er sich
gegen andere Fürsten behaupten und diese zurückdrängen.
Das Osmanische Reich entsteht. 1350 dringen osmanische
Armeen erstmals nach Europa ein. 1389 gelangt Serbien mit
der Schlacht am Amselfeld unter osmanische Herrschaft.
Der juristische Überbau dieses vorkapitalistischen, türki-
schen Feudalismus war die Seria, das Recht auf Grundlage
des Korans.1 Der Boden für die Landwirtschaft wurde an aus-
erwählte Offiziere der Armee verteilt.
Aus den Eroberungskriegen gestohlene Kinder wurden aus
den Balkanstaaten zur Landarbeit versklavt.
1517 erfolgt die Eroberung ganz Anatoliens, Syriens und
Ägyptens durch das Osmanische Reich.
Das Machtvakuum, das durch die Reformationskriege in
Europa entstand, nutzte Süleyman der Prächtige um in Eu-
ropa vorzustoßen. Es gelang ihm 1529 eine Teileroberung
Ungarns sowie eine Ausdehnung im Süden bis Nordafrika.
Das sich in Konkurrenz zum Habsburger Reich befindende
Frankreich erkannte das Osmanische Reich völlig an.

Zerfallserscheinungen des Osmanischen Reiches

Die Welthandelswege wurden seit dem 16. Jhd. vom Orient
und Zentralasien weg zum Atlantik verlagert. Hier spielt die
Eroberung Amerikas durch die feudalen und später frühbür-
gerlichen Atlantikmächte eine große Rolle. Die Eroberungen
erforderten mehr Schiffbau. Mehr Schiffbau bedeutet mehr
Produktion, also Entwicklung von Produktivkräften. Der
Wettkampf wurde dadurch verschärft, dass die Atlantikmäch-
te, vor allem Spanien, Portugal, Holland, Frankreich und Eng-
land, untereinander in Konkurrenz standen, um jeweils die
besten Kolonien als Erste zu erobern, bzw. die besten Han-
delsaufträge von den Königshäusern zu bekommen. Handel
und Schiffbau bedeuten aber auch: Handwerk und Manufak-
tur; heißen Durchbrechung der Zunftschranken, bedeuten
schließlich die dem Feudalismus überlegene Bourgeoisie und
Bourgeoisherrschaft. Das Osmanische Reich wurde als Kon-

Anfänge des Osmanischen Reiches
tinentalmacht geographisch und, was noch schwerer wiegt,
auch ökonomisch abgedrängt. Der Vorsprung der Entwick-
lung der Produktivkräfte in Europa gegenüber dem Osma-
nischen Reich zeigte sich auch bei seiner totalen Niederlage
in Wien. (1683) Mit dem Frieden von Karlowitz (1699) verlo-
ren die Osmanen zusehends Gebiete in Europa.
Haremsintrigen, Militärausgaben sowie die Verelendung der
Bevölkerung brachten finanzielle Einbußen und taten ein
Übriges zur weiteren Schwächung des Reiches.

Der Imperialismus tritt auf

Der europäische Teil der osmanischen Konkursmasse fiel in
den Interessensbereich Russlands, Frankreichs, Englands
sowie Österreichs (Habsburg).
Der Friede von Kücük 1774 beinhaltet den Verlust von Ge-
bieten in Europa (Balkan) und den Verlust der Krim.
1829/30 erlangt Griechenland als erste Nation seine Unab-
hängigkeit vom Osmanischen Reich. Mit dem Berliner Kon-
gress 1878 schieden Rumänien, Serbien und Montenegro
nach den Unabhängigkeitskriegen aus dem Reich aus. 1881
erobert Frankreich Tunesien, 1882 England Ägypten, das
Osmanische Reich wird aus Nordafrika verdrängt. Statt bür-
gerlicher Nationalstaaten entstehen unter den imperialisti-
schen Räubern, die dem deutschen Imperialismus zuvorge-
kommen sind, insbesondere unter Frankreich und England,
Kolonien, die zwecks Hemmung der dortigen Produktivkräf-
te möglichst im feudalistischen Stadium gehalten werden.
Die imperialistischen Staaten Europas bringen bald das Os-
manische Reich selbst in ihre Abhängigkeit. Durch Waren-
und Kapitalexporte verschuldet sich das Land, insbesondere
an das Deutsche Reich, dessen profitdürstenden junge Mo-
nopole als „ehrlicher Geschäftsmann“ auftraten, da an ei-
gene Kolonien in diesem Raum nicht mehr zu denken war.
Eine eigenständige, osmanische kapitalistische Wirtschafts-
entwicklung wird verunmöglicht.
1912/13, also unmittelbar vor dem Ersten Weltkrieg, verliert
das Osmanische Reich alle Besitztümer auf dem Balkan.
Zusammenfassung:
Das Osmanische Reich verpasste den Anschluss an die ka-
pitalistische Entwicklung, löste sich auf und wurde aufge-
löst; seine Konkursmasse wird zum Kristallisationspunkt der
Auseinandersetzung der imperialistischen Staaten. Im Nor-
den kämpfen die Balkanstaaten zunächst durchaus erfolg-
reich um nationale Unabhängigkeit,2 im Süden ersticken die
Imperialisten eine eigenständige Entwicklung im arabischen
Raum. Insbesondere traten England und Frankreich als Ko-
lonialmächte auf. Deutschland entwickelt als zu spät gekom-
mener Imperialist eigene Strategien zur Durchdringung des
osmanisch/arabischen Raumes.

1 Auch heute gilt in einigen arabischen Staaten die Seria. „In einer Reihe islamischer
Länder ist die Scharia, das islamische Gesetz, teilweise oder vollständig zur Grundla-
ge geltender Rechtsprechung geworden, so in Afghanistan, Ägypten, Bahrain, Indo-
nesien, Iran, Jemen, Katar, Kuwait, Komoren, Libyen, Malaysia, Malediven, Maure-
tanien, Nigeria, Oman, Pakistan, Saudi Arabien, Somalia, Sudan und den Vereinigten
Arabischen Emiraten. In einigen dieser Staaten gilt die Scharia nur in einzelnen Lan-
desteilen. Einige Richtungen des Islam sind an der Errichtung weiterer Islamischer
Staaten auf der Basis der Scharia interessiert.“  akademie.de net-Lexikon.

2 Wo England und Frankreich den neuen Staaten im Süden als Kolonialmacht zu-
setzt, lässt Österreich im Bund mit Deutschland im Norden nicht locker, die Bal-
kanstaaten zu unterdrücken, ein Gebiet, das speziell heute als traditionelles „Ein-
flussgebiet“ bezeichnet wird. (Über Nationalismus und Nationenbildung auf dem
Balkan siehe: KAZ 293, 1999, S.26-29.)
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nem desolaten bis hin zur Auflösung begriffe-
nen Zustand. Mit dieser Armee konnte der
Bestand des Osmanischen Reiches nicht ge-
schützt werden. Beide Länder waren auf der
Suche nach neuen Bündnispartnern.5

Für die deutschen Monopole war eine friedli-
che Annäherung an die hiesigen Herrscher die letz-
te Chance, um als Rivale bei der Aufteilung der
Schätze der Erde mitkämpfen zu können: „Uner-
messliche Reichtümer lockten im Südosten. Ver-
mutet wurden die ersten Ölvorkommen in Per-
sien, entdeckt waren die Ölfelder von Baku, deut-
sche Ingenieure und Fachkräfte siedelten bei
Georgien und in Baku an, erste Ölbohrungen
wurden bei Mossul und Kirkuk durchgeführt,
Mangan-, Kohle-, und Chromvorkommen lock-
ten in Transkaukasien und Anatolien, Baum-
woll- und Tabakernten in weiten Teilen des
Osmanischen Reiches. Riesige Absatzmärkte
öffneten sich. Transkaukasien, Zentralasien,
Afghanistan, Persien, Indien, China und nach
Süden der arabische und afrikanische Raum.
Die Schlüsselstellung dazu nahm das Osmani-
sche Reich ein.“6

Kaiser Wilhelm erklärt sich heuchlerisch zum
Freund aller Muslime. Er „weilte in Konstantino-
pel und Jerusalem 1898. Auf der (...) Reise hat er
im November (...) ,300 Millionen Muslimen’ sei-
ne Freundschaft angeboten. Dies lag im Sinne
des neuen Staatssekretärs des Auswärtigen
Amts, Bernhard von Bülow, der in seiner An-
trittsrede vor dem Reichstag im Dezember zuvor
erklärte: ,Die Zeiten, wo der Deutsche dem einen
seiner Nachbarn die Erde überließ, dem ande-
ren das Meer und sich selbst den Himmel reser-
vierte, wo die reine Doktrin thront, diese Zeiten
sind vorüber ... Wir wollen niemanden in den
Schatten stellen, aber wir verlangen auch unse-
ren Platz an der Sonne’.“7

Es entstand eine vermeintliche Freundschaft
zwischen Deutschland und den Ländern des Nahen
Ostens. Die wahren Absichten der deutsch-türki-
schen Beziehungen konnte man in der Welt am
Morgen vom 21.11.1898 lesen: „Nur die Türkei
kann das Indien Deutschlands werden.(...) Der
Sultan muss unser Freund bleiben, natürlich mit
dem Hintergedanken, dass wir ihn zum Fressen
gern haben.(...) Der kranke Mann am Bosporus
wird gesund gemacht, so gründlich kuriert, dass
er, wenn er aus dem Genesungsschlaf erwacht,
nicht mehr zum Wiedererkennen ist. Man möchte
meinen, er sehe ordentlich blond, blauäugig ger-
manisch aus. Durch unsere liebende Umarmung
haben wir ihm so viel deutsche Säfte einfiltriert,
dass er kaum noch von einem Deutschen zu un-
terscheiden ist. So können und wollen wir die

Erben der Türkei wer-
den(...) Wir pflegen den
Erblasser gesund bis zu
seinem Tode(...) Ein rei-
ches Erbe steht uns be-
vor.“8

Im Jahr 1899 zog der
damalige deutsche Bot-
schafter in Konstantino-
pel, Freiherr von Mar-
schall, eine positive Bi-
lanz der bisherigen deut-
schen Orientpolitik in
einem Brief an den Di-

rektor der Deutschen Bank, deutschnationalen Po-
litiker und späteren Vizekanzler im Ersten Welt-
krieg, Karl Helfferich: ,Wenn ich ein Zukunftsbild
male, wie die Dinge sich einst gestalten werden,
wenn Deutschland fortfährt, sich im Orient wirt-
schaftlich auszustrecken – der Hafen von Haidar
Pascha, dem zu erheblichem Teil auf deutschen
Schiffen deutsche Waren zugeführt werden, die
Bahnlinie von dort bis Bagdad, ein deutsches
Unternehmen, das nur deutsches Material ver-
wendet und zugleich für Güter und Personen die
kürzeste Linie bildet aus dem Herzen Deutsch-
lands nach seinen ostasiatischen Besitzungen –
so tritt dem vorausschauenden Blick der Moment
entgegen, indem der berühmte Ausspruch, dass
der ganze Orient nicht die Knochen eines pom-
merschen Grenadiers wert sei, eine interessante
historische Reminiszenz, aber keine aktuelle
Wirklichkeit mehr bildet.‘“9 Kaum 15 Jahre später
sollte im Ersten Weltkrieg nicht nur der ein oder
andere Grenadier für den „Platz an der Sonne“ sein
Leben lassen. Grund genug, die Äußerungen der
Herrschenden über „die strategische Bedeutung der
Türkei“ heute ernst zu nehmen. Im Hinblick auf das
deutsche Interesse an der Türkei im ersten Welt-
krieg selbst sei noch Folgendes gesagt: Deutschland
hatte sich bereits – seit einer damals fast ein Jahr-
hundert andauernden militärischen und ökonomi-
schen Einnistungspolitik – maßgeblichen Einfluss
auf die türkische Armeeführung sowie ein Mono-
pol auf Ausstattung der Türkei mit Waffen und
Krediten verschafft: „Die Rüstungsmaßnahmen
der Türkei und der fieberhafte Ausbau der stra-
tegisch wichtigen Eisenbahnlinien ließ die Ver-
schuldung der Türkei bis 1917 bei deutschen
Banken um weitere drei Milliarden Reichsmark
steigen. Das Kriegsende mit der Niederlage der
Mittelmächte (Deutschland, Österreich-Ungarn
sowie die Türkei, die AG) verhinderte die Pfän-
dung nahezu aller Bodenschätze durch das Deut-
sche Reich und seine Banken“10.

Das Osmanische Reich wurde nach Kriegsen-
de aufgelöst und überwiegend in Besatzungszonen
aufgeteilt. Die Besatzungsmächte waren Italien,
Frankreich, Großbritannien und Griechenland.
Der Waffengang unter Führung des deutschen
Imperialismus im Bunde mit Österreich-Ungarn
und Bulgarien von 1914-1918 beschleunigte sei-
nen Verfall. Nachdem die Novemberrevolution in
Deutschland 1918 mit einer Niederlage endete,
konnte das noch einmal davon gekommene deut-
sche Monopolkapital an sein Bestreben, die Tür-
kei letztlich zu unterwerfen, wieder anknüpfen.

Die deutsch-türkischen
Beziehungen zwischen den
Kriegen

Zur Zeit der Besatzung bildeten sich in den
Städten „Vereinigungen zur Verteidigung der na-
tionalen Rechte“, deren Einfluss nach den Grün-
dungskongressen 1919 sich auf ganz Anatolien
und Thrazien ausdehnte. In Ankara wurde im Ja-
nuar 1920 ein Minimalprogramm der türkischen
Nationalbewegung ausgearbeitet. In Reaktion auf
die Auflösung des Parlaments in Istanbul durch
Großbritannien wurde Ende April die „Große
Türkische Nationalversammlung“ einberufen.

„Offenkundig ist zum Beispiel das hohe wirt-
schaftliche Interesse, das wir haben. Deutsch-
land ist der größte Erdöl- und Erdgasimporteur
in Europa. Je mehr jedoch unsere traditionel-
len Bezugsquellen für unsere eigene Versor-
gungssicherheit versiegen, umso bedeutender
werden die Erdöl- und Erdgasvorkommen im
Kaspischen Becken.“
Peter Weiss, CDU/CSU-Fraktion, www.deutsch-
armenische-Gesellsschaft.de/dag/rbkkdbtag.htm
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Mustafa Kemal Atatürk nahm das Amt des Präsi-
denten der Nationalversammlung ein.

Die bürgerlich revolutionäre kemalistische
Bewegung hatte also zunächst einen Befreiungs-
krieg gegen die Besatzungsmächte zu führen, be-
vor der Weg einer eigenständigen bürgerlichen
oder gar sozialistischen Nation eingeschlagen
werden konnte.

1923 gelang die Gründung der Türkei unter
Mustafa Kemal Atatürk. Allerdings, die bürgerli-
che Revolution blieb, ähnlich wie in Deutschland,
auf halbem Wege stecken. Im Parlament war der
Großgrundbesitz mit 33% viermal so stark vertre-
ten wie das Handelskapital mit 8%. Die bürgerli-
chen Elemente waren von Anfang an zu schwach,
um die feudale Vorherrschaft völlig abzuschütteln.
Und doch: das Wirtschaftsprogramm (Etatismus)
enthielt Bestandteile eines bürgerlichen National-
staates; Übergang von der Kleinindustrie zur Groß-
industrie, sowie Schutz der heimischen Industrie.

Jedoch, wie die imperialistische Epoche täglich
belegt, sollten die Staaten, die den Sprung in die
bürgerliche Gesellschaft nicht vor Aufteilung der
Welt durch die Großmächte geschafft haben, bis
heute allenfalls als so genannte „Schwellenlän-
der“, eine miserable Existenz fristen. So auch die
Türkei, die gegenüber Deutschland noch einmal
ein halbes Jahrhundert später zur Gründung des
Nationalstaates gelangte. Sehr bald erkannten die
Ideologen des deutschen Imperialismus, dass es
sich bei der jungtürkischen Bewegung um eine
Revolution handeln würde, die keine eigenständi-
ge bürgerliche Entwicklung der Türkei würde
herbeiführen können. Diese Revolution sollte die
deutschen Geschäftsinteressen nicht beeinträch-
tigen, ja sogar im Ergebnis bis heute fördern und
Deutschland eine Stellung einräumen, die strate-
gisch günstiger ist als die seiner Konkurrenten.

Obwohl der Einfluss des deutschen Imperialis-
mus durch seine Niederlage nach dem Ersten
Weltkrieg geschwächt wurde und er somit auf alle
Vergünstigungen aus der Zeit vor der Niederlage
verzichten musste, gelang es ihm recht bald, seine
alte Position in der Türkei wieder zurückzuer-
obern: „Drei Jahre nach der Wiederaufnahme der
politischen Beziehungen zur Türkei war
Deutschland wieder einer der größten Handels-
partner der Türkei geworden. In den Folgejah-
ren konnte nach der Freigabe deutscher Kapital-
anlagen diese Position bis hin zur völligen Kon-
trolle des Türkeihandels ausgebaut werden.“11

Auf eine ausführliche Darstellung der deutsch-
türkischen Beziehungen von der Weimarer Zeit bis
Ende der Achtziger Jahre verzichten wir an dieser
Stelle. Dass die Türkei Deutschland selbst im Fa-
schismus und darüber hinaus die Treue gehalten
hat, ohne aus taktischen Gründen selbst militärisch
aktiv zu werden, sollen einige wenige Beispiele
verdeutlichen:

Der Vizekanzler unter Hitler, Franz von Papen,
war selbst Botschafter in der Türkei mit dem
Ziel die „deutsche wirtschaftliche und politische
Kontrolle“ über den Südosten zu errichten.12

Die Bagdad-Bahn wurde zur Zeit des Faschis-
mus und des Zweiten Weltkrieges fertig gestellt.
Die Türkei hatte ihre meisten Auslandsstuden-
ten in Hitlerdeutschland.
Die Türkei lieferte ab 1940 per Geheimvertrag
120.000t Chrom jährlich, das für die Rüstungs-
produktion unentbehrlich war.

Die Türkei stemmte
ihre Soldaten im
Osten gegen die So-
wjetunion und ver-
hinderte so einen
Durchbruch der Ro-
ten Armee an der
Südostfront.
Bereits 1950, also
kurz nach dem Zwei-
ten Weltkrieg, konnte
sich Westdeutschland
wieder als stärkste
Handelsmacht der
Türkei behaupten. Es
hatte die USA und
Großbritannien dort wieder hinter sich gelassen.
Somit gilt die Türkei als Bastion des wiedererstark-
ten deutschen Imperialismus13 nach seiner bislang
schärfsten Niederlage durch die Befreiung. Die
Konkurrenz gilt besonders den USA, die nach die-
sem Krieg erstmals als zu diesem Zeitpunkt noch
konkurrenzlos führende Macht der NATO maß-
geblich in der Türkei Fuß gefasst hatte.

Zusammenfassung:

Deutschland konnte seine Position nach den
beiden Weltkriegen immer wieder ausbauen und
als Nummer eins in der Türkei behaupten, da er-
stens Frankreich und Großbritannien als Koloni-
almacht von der Türkei möglichst gemieden wur-
den und zweitens der deutsche Imperialismus
immer wieder Fuß fassen konnte, da ihm die an-
deren Imperialisten eine Frontstellung gegen die
Sowjetunion zubilligten. Allerdings artikuliert er
selbst immer wieder und insbesondere heute,
nach dem Verschwinden der Sowjetunion, seine
eigenen Interessen gegen die imperialistische
Konkurrenz.

Das Interesse des deutschen
Imperialismus an der Türkei
heute

„An zweiter Stelle folgt die geostrategisch
enorm wichtige Aufnahme der Beitrittsver-
handlungen mit der Türkei (...)“,

postuliert die Financial Times Deutschland
(FTD) am 18.12.2003 in einer Dringlichkeitsliste
der EU-Politik. Was räumt der Aufnahme der Tür-
kei in die EU auf einmal höchste Priorität ein, so
dass die Gespräche über den Beitritt am 1.7.2005
von Deutschland und Frankreich forciert werden
sollen? „Die türkische Wirtschaft ist für Infra-
strukturprojekte in den benachbarten Regionen
strategisch besonders gut positioniert. Im
‚Deutsch-Türkischen Kooperationsrat‘ wird in-
tensiv über Möglichkeiten beraten, Partner-
schaften zwischen deutschen und türkischen
Unternehmen zur weiteren Erschließung der
Märkte in diesen Regionen zu bilden. Eine In-
tensivierung der Zusammenarbeit europäischer
und türkischer Unternehmen bei diesen Projek-
ten, insbesondere in den Bereichen Rohstoffe
und Energie käme der gesamten Europäischen
Union zugute.“14 Neben den Bund deutscher In-
dustrieller (BDI) gesellt sich wie zufällig in trau-
ter Einheit das Auswärtige Amt: „Die Türkei be-

„Deutschland ist mit Abstand wichtigster Han-
delspartner der Türkei in der EU. Im Jahr 2001
wurden 13,3% der türkischen Importe und
17,4% der türkischen Exporte mit Deutschland
abgewickelt.(...) Nach offiziellen türkischen Sta-
tistiken beliefen sich die deutschen Direktinvesti-
tionen in der Türkei Mitte 2001 auf 3,8 Mrd. Euro.
Rund 40% der ausländischen Direktinvestitionen
in der Türkei stammen aus Deutschland.“
Positionspapier des Bundesverbandes der deut-
schen Industrie (BDI): Fünf gute Gründe für eine
klare europäische Perspektive der Türkei,
16.2.2002.

5 Vgl. Rudolf Bürgel (Hg.) Die deut-
sche Türkeipolitik und ihre
Auswirkungen auf Kurdistan,
1997, S. 117.

6 Bürgel, S. 115.

7 Schwanitz, Wolfgang G.: Gold,
Bankiers und Diplomaten. In: Zur
Geschichte der Deutschen Ori-
entpolitik 1906-1946. Berlin 2002.

8 zit. nach Bürgel, S. 121.

9 zitiert nach: Bürgel, S. 116.

10 Bürgel, S. 158.

11 Bürgel, S. 243.

12 Vgl. Bürgel, S. 265.

13 Gerade jetzt ist es wichtig, den
deutschen Imperialismus für sei-
ne aktuelle Politik beim Namen
zu nennen, denn es kommt in
Mode, gerade auch in offiziellen
Publikationen, lediglich bei den
USA von „imperiale[m] Zwang
und Diktat“. zu reden. (S. Aus
Politik und Zeitgeschichte, Die Si-
cherheitsstrategie der EU, Beila-
ge der Wochenzeitung: Das Par-
lament, 19.1.04, S. 31.) Und dies
tun sie nicht als Kritiker des Im-
perialismus, sondern aus der Per-
spektive des Konkurrenten. (Vgl.
auch: Der Krieg geht weiter, nicht
nur ums Öl, KAZ Nr. 301.)

14 Posistionspapier des Bundesver-
bandes der deutschen Industrie
(BDI) Fünf gute Gründe für eine
klare europäische Perspektive
der Türkei, 16.2.2002.
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wegt sich in einem höchst heterogenen außen-
politischen Umfeld (Europa, ‚Krisendreieck‘
Balkan - Kaukasus - Naher und Mittlerer Osten).
Ihre bilateralen Beziehungen zu den Nachbar-
staaten haben sich – auch infolge türkischer
Anstrengungen – in den letzten Jahren erheblich
verbessert.“15

Der Beitritt der Türkei in von Deutschland fa-
vorisierte europäische Bündnissysteme (EWG, EG
und schließlich EU) wird nun seit 40 Jahren hin-
ausgezögert. Warum also wird die Fragestellung
zur jetzigen Zeit auf die Spitze getrieben? Wir
widmen in dieser Frage besonders den deutschen
Interessen so viel Aufmerksamkeit, „da die Schrö-
der-Regierung zu den leidenschaftlichsten Ver-
fechtern des türkischen Beitritts zählte und beim
Helsinki-Beschluss (1999, die AG) federführend
war. Jedem in der Türkei ist bewusst, dass die
Türkei ohne Befürwortung Deutschlands nie-
mals Mitglied der EU werden kann.“16 Ferner ist
auch hier wieder zu hören, dass Deutschland, dem
es ja so schlecht gehe, weswegen wir zusehends
gerupft werden, auch hier der wichtigste Handels-

partner sei, die meisten Direktinvestitionen habe
usw. (s. Kasten) Noch ist nicht sicher, ob der Fahr-
plan um Beitritt der Türkei auch eingehalten wird.
Zu groß ist scheinbar der Widerspruch innerhalb
der Kapitalgruppen, die jeweils hinter der CDU
oder der SPD stehen. Was indes Wahlkampfgetö-
se und was Ausdruck von Widersprüchen inner-
halb der Monopolbourgeoisie über unterschied-
liche strategische Vorgehensweisen ist, lässt sich
nur schwer ausmachen. In der CDU ist man sich
natürlich genauso bewusst über die „strategische
Bedeutung [der Türkei] zwischen dem Orient,
Asien und den europäischen Kernländern
(...)“17 wie in der SPD. Bedeutet heute die Aufnah-
me der Türkei ein tendenzielles Abkoppeln von
USA und NATO, ist es für die Unionsparteien
noch nicht an der Zeit, sich von den USA zu tren-
nen. Stoiber äußerte sich explizit dazu: „Er
(Stoiber, die AG) forderte Bundeskanzler Schrö-
der und Außenminister Joschka Fischer auf, sich
gemeinsam mit dem spanischen Ministerpräsi-
denten um eine europäische Position in der Si-
cherheitspolitik zu bemühen. Sie müssten ihre
‚Vielstimmigkeit‘ in dieser Frage aufheben.
‘Dann haben wir einen ganz anderen Einfluss
auf die amerikanische Position.‘“18.

Doch die Widersprüche in der EU werden grö-
ßer und nicht kleiner. Einig sind sich die vermeint-
lichen Kontrahenten über die geostrategische Be-
deutung der Türkei für die expansionistische BRD,
die sich in scharfer Konkurrenz zum englischen
und US-amerikanischen Imperialismus be-
wegt.19 Bezüglich der Frage, ob die Türkei genug
„Europäische Identität“ besäße, lässt sich immer
etwas finden. So entdeckt der alte CDU-Stratege
und Fürsprecher einer Aufnahme, Volker Rühe,
die Türkei als „Wiege des Christentums“.20

Sabine Skubsch und Rudolf Bürgel, Herausge-
ber des fundierten Buches Die deutsche Türkei-
politik und ihre Auswirkungen auf Kurdistan,
sahen schon 1997, vor einer EU-Osterweiterung
mit den baltischen Staaten, vor einer von Deutsch-
land aufgedrängten Diskussion über die Enklave
Kaliningrad21, die abenteuerliche Expansionsroute
der deutschen „Friedens“bestrebungen: „Diese
mittlerweile als klassisch anzusehende deutsche
Expansionspolitik bestimmt bis in die heutigen
Tage die deutsche europäische Großraumpoli-
tik. Die Zangenbewegung, auf der einen Seite
entlang der Ostseestaaten gegen Russland und
auf der anderen über den Balkan, Donauraum,
Georgien bzw. Türkei an den Persischen Golf,
Kaukasus und Zentralasien, wurde von dem im-
perialistischen Deutschland in zwei Weltkriegen
praktiziert.“22 Bevor wir jedoch näher auf die stra-
tegische Bedeutung der Türkei im Einzelnen ein-
gehen, sei ein Blick auf die Haltung der „Verbün-
deten“ gestattet, insbesondere auf die USA, die
auch in diesem Punkt Deutschlands Hauptkonkur-
rent sind.

Gegner USA?
Insbesondere Frankreich (Chirac) sprach sich

bis vor kurzem gegen einen Beitritt der Türkei in
die EU aus, die USA hatte ihn stets befürwortet, ja
sogar darauf gedrängt. Hat sich das Blatt gewen-
det? Oder anders gefragt, wurde die Debatte des-
halb immer wieder aufgeschoben? „Im Ringen
um diese Entscheidung in die EU ist immer wie-

Tja, Powellchen, die Türkei
spielt jetzt in unserer
Mannschaft. Mach dir nix
draus, ich schau trotzdem
mal wieder bei euch vorbei,
und grüß George auf seiner
Ranch von mir.
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der auch die starke Allianz der Türkei mit den
USA hervorgetreten.23“ heißt es in einer offiziel-
len Publikation der Bundesregierung. Da momen-
tan Frankreich und die USA, wenn auch mit un-
terschiedlicher Gewichtung, sowohl Partner als
auch Konkurrenten des deutschen Imperialismus
sind, ist deren Haltung für unsere Untersuchung
sehr wichtig, kristallisiert sich doch momentan ein
Bündnis zwischen Frankreich und Deutschland
gegen die USA heraus. Hat die plötzliche Befür-
wortung Frankreichs und Deutschlands zur Mit-
gliedschaft auf der einen und die verhaltenere Ein-
stellung der USA in dieser Frage auf der anderen
Seite etwas mit dem Krieg gegen den Irak zu tun?
„Die seit Jahrzehnten von beiden Seiten als ‚stra-
tegisch‘ gewürdigten Beziehungen (die türkisch-
US-amerikanischen, die AG) haben durch die
Entscheidung des türkischen Parlaments vom
01.03.2003, den USA die Nutzung türkischen
Territoriums für den Aufbau einer nördlichen
Front gegen den Irak zu verweigern, einen hef-
tigen Schlag erlitten.“24 Zunächst bleibt fest zu
halten, dass sich ebenfalls zunächst Deutschland
und in Folge Frankreich von diesem Krieg
distanzierten.25 Wenn auch aus unterschiedlichen
Gründen, tat dies auch die Türkei, der ja als Auf-
marschgebiet für die USA im Krieg gegen den Irak
eine wesentliche größere Rolle zukam als Deutsch-
land. Und doch: „Man kann (...) davon ausgehen,
dass die USA nicht vom türkischen Verhalten
überrascht wurden und es einen Alternativplan
gab, der letztlich dann ja auch zur Anwendung
kam. In türkischen Kreisen wurde spekuliert, mit
der Verzögerungstaktik (...) den Krieg vielleicht
noch zu verhindern und als ‚Helden und Ret-
ter Arabiens‘ (hvg. im Original) dazustehen. Die
europäischen Staaten hatten für das türkische
Verhalten durchaus Verständnis, wenngleich
man mehr mit der eigenen Uneinigkeit zu tun
hatte, als die türkische Position zu nutzen. Hät-
te man geschickt taktiert, so hätte Europa die
Türkei in der Kriegsfrage als Partner gewinnen
können.“26 Der Jargon ist verräterisch, denn es ist
nicht von einer „Friedensfrage“ die Rede, sondern
von der Kriegsfrage, denn tatsächlich stand
Deutschland in der „Kriegsfrage“ explizit gegen
die USA und ihre Bestrebungen, im Nahen und
Mittleren Osten weiter Fuß zu fassen: „Es wurde
offensichtlich, wie gering die Gemeinsamkeiten
der Europäer dann sind, wenn es um wichtige
Fragen geht und nicht nur um Rhetorik. Bei der
Frage, ob ein Krieg geführt werden soll, bzw.
wann und unter welchen Umständen, hat sich
eine tiefe Kluft aufgetan, die nicht nur auf kon-
krete wahltaktische Überlegungen zurückge-
führt werden kann.“27 Die Politik Deutschlands
bedient eben andere strategische Interessen: „Wir
unterstützen die regionalen Initiativen der Tür-
kei mit den Nachbarn des Iraks und Ägypten.“
heißt es in der Irak-Erklärung der EU.28 Wie die-
se Erklärung trotz der „Uneinigkeit“ zustande
kam, bleibt ein Geheimnis, es lässt aber vermuten,
wer momentan bei Abstimmungen in der EU die
Nase vorn hat.

Es sind neben der so entscheidenden „Kriegs-
frage“ bereits mehrere Risse in den US- türkischen
Beziehungen auf höchster Ebene erkennbar: „Er-
dogan (der derzeitige Ministerpräsident der Tür-
kei, die AG) sagte, die Gespräche mit den Verei-
nigten Staaten seien jetzt nur noch militärischer

und politischer, nicht
mehr jedoch wirtschaf-
tlicher Natur.“29 Und
damit scheint sich der
Kreis zu schließen; Je
größer die türkisch-US-
amerikanischen Wider-
sprüche, desto erpichter
sind Deutschland und
Frankreich, die Türkei
„ins Boot“ zu holen.

Türkei, ESVP
und NATO

Die Türkei wurde
bereits 1952 in die
NATO aufgenommen,
und wurde als quasi-
Flugzeugträger sowohl
gegen die Sowjetunion
hochgerüstet als auch
als Durchgangsland für
die ölreichste Region
der Welt im Kaspischen
Raum. Doch die NATO
ist ein Bündnis aller im-
perialistischen Staaten
(außer Japan). Kein Wunder also, dass die Türkei
als Nicht-Imperialist nach dem Zusammenbruch
der Sowjetunion zum Schauplatz der innerimpe-
rialistischen Auseinandersetzungen wird. Gerade
die militärische Stärke der Türkei verleiht dem
deutschen Drang nach Spaltung der NATO we-
sentliche Impulse „(...) auf Grund der geostrate-
gischen Lage Anatoliens und nicht zuletzt we-
gen der kampferprobten türkischen Streitkräfte,
die innerhalb des NATO-Bündnisses an zweiter
und weltweit an sechster Stelle rangieren. Inner-
halb der Europäischen Union würde der Türkei
demnach vor allem die Rolle eines militärischen
Vorpostens zuteil werden. Das in erster Linie
strategisch-militärisch begründete Interesse der
Europäer an einer Anbindung der Türkei macht
deutlich, dass man in Brüssel an einer nachhal-
tigen Schwächung des türkischen Militärs nicht
interessiert ist.“30

15 www.auswaertigesamt.de, 8.12.03.

16 Faruk Sen, Direktor des Zentrums für Türkei-
studien in Essen, Türkei –EU-Beziehungen aus
der Sicht der ‚Europa-Türken‘, gemeinsame
Fachtagung der Türkischen gemeinde in
Deutschland und der Europäischen Akademie
in Berlin, 14.6.2002.

17 Heiner Geißler, historische und kulturelle
Gründe sprechen für den Beitritt der Türkei
zur EU. vti bin/shtml.exe/artikel/1998/15/15-
deb.htm/map4

18 Yahoo-Schlagzeilen, 6.3.2002. Vgl. auch KAZ
301, Die Kriegs-Union.

19 Deutschland gilt nach bürgerlichen Erhebun-
gen als zweitmächtigste Weltmacht. Besonders
wichtig hierbei sind Wirtschaftskraft und au-
ßenpolitischer Einfluss. Siehe: www.freenet.de/
p o l i t i k _ k o n t r o v e r s / p a n o r a m a /
deutschland_niveau/index.htr. 17.01.04

20 Rühe im Interview mit der Süddeutschen Zei-
tung am 20.1.04. S. auch german-foreign-
policy.com

21 Zum Thema Kaliningrad vergleiche die her-
vorragende Analyse: Regieführung aus der
zweiten Reihe. Das „europäische Kaliningrad-

Projekt“ und die deutsche Realpolitik gegen-
über der russischen Oblast. Holger Kuhr. In:
Grenzen auf für Deutschland, Kommission
Neofaschismus der VVN, 2003.

22 Bürgel, S. 115.

23 Steinbach, Udo: Entwicklungslinien der Au-
ßenpolitik, In: Informationen zur politischen
Bildung, S. 38, 4. Quartal 2003.

24 Auswärtiges Amt.

www.auswaertigesamt.de.de, 8.12.03

25 Über die Gründe siehe: Deutschland – Kriegs-
oder Friedensstifter. In: KAZ 303, S. 7-12.

26 Das Parlament, Ausgabe 12, 2003 vom 19.5.2003.

27 Erich Reiter: Die Sicherheitsstrategie der EU.
In: Aus Politik und Zeitgeschichte. Beilage zur
Wochenzeitung Das Palament, 19.1.2004.

28 Zitiert nach: Hamburger Abendblatt vom
19.2.2003.

29 Hamburger Abendblatt, 19.2.2003.

30 Deniz Yücel, ‚Fortschritt Marsch‘ – das türki-
sche Militär begreift einen EU-Beitritt als
Chance für die Modernisierung des Landes,
www.qantarta.de _Dialog mit der islamischen
Welt

Bis in die 90iger waren Tür-
keiurlaube unter Gewerk-
schaftern verpönt.
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Doch wie äußern sich diese Auseinandersetzun-
gen, die, oberflächlich betrachtet, vorerst nicht so
leicht zu erkennen sind? Und – tut es Wunder, dass
das „alte Europa“ einen eigenständigen Einfluss
auf die Militärpolitik der Türkei auszuüben ver-
sucht, indem es die NATO zusehends an den Rand
drängt und statt dessen eine eigene Europäische
Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) fa-
vorisiert? Und tut es Wunder, dass die USA nicht
gerade erfreut ist über eine „Gegenmacht“? Wer
macht das Rennen oder – wer zieht die Türkei auf
seine Seite? In der Frage der direkten militäri-
schen Zusammenarbeit mit der Türkei außerhalb
der NATO ist der deutsche Imperialismus in jüng-
ster Zeit tatsächlich einen gewaltigen Schritt wei-
ter gekommen:

 „Die Türkei hat ihre Vorbehalte gegenüber
der Europäischen Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik (ESVP) beim ER Kopenhagen auf-
gegeben und wird bei deren praktischer Umset-
zung mitwirken.“31 Doch dies geschieht nicht,
ohne eigene Ansprüche zu artikulieren: „Dabei
wünscht die Türkei mit Nachdruck, in diese
Überlegungen als gleichberechtigte Partnerin
einbezogen zu werden. Bereits 1999 setzte die
Türkei auf dem NATO-Gipfel anlässlich des 50-
jährigen Bestehens des Bündnisses in Washing-
ton (23/24,. April 1999) einen Passus im Ab-
schlusskommuniqué durch, dass die Europäi-
sche Sicherheits- und Verteidigungsinitiative
(ESVI) die NATO nicht ohne vorherige Zustim-
mung des NATO-Rats für militärische Zwecke
einsetzen darf. Die Türkei hat in diesem Rat Sitz
und Stimme. Im November 2000 trafen sich die
Verteidigungsminister der EU-Länder in Brüs-
sel, um über die Aufstellung einer schnellen Ein-
greiftruppe der inzwischen zur Europäischen Si-
cherheits- und Verteidigungspolitik deklarierten
Initiative zu beraten. Diese Truppe sollte inner-
halb der NATO bis zum Jahr 2003 für Einsätze
bereit stehen, die in erster Linie die regionalen
Interessen der Europäer und erst in Zweiter die
der USA (!) berühren. Die Türkei bot ein Kon-
tingent von 6000 Mann an, wofür sie allerdings
über den Status eines „beratenden“ Mitglieds
hinaus aktiv am Entscheidigungsprozess betei-
ligt sein wollte. Nach langwierigen und schwie-
rigen Verhandlungen zeichnete sich Ende 2002
in dieser Frage ein Kompromiss ab; danach soll
Ankara in den Entscheidungsprozess einbezo-
gen werden, wenn sich der vorgesehene Einsatz
in geographischen Räumen vollzieht, die der
Türkei benachbart sind oder in denen die Tür-
kei wesentliche politische Interessen hat.“32

Diese Konstellation ist konfliktreich und äu-
ßerst brisant. Die EU entzieht der NATO aus tür-
kischen Truppen militärische Kapazitäten und
setzt sie dort ein, wo sie „in erster Linie“ „euro-
päische“ Interessen berührt. Als Gegenleistung
dürfen türkische Interessen nicht gefährdet wer-
den. Eine Klausel, die es zur Zeit des Hitlerfaschis-
mus in ähnlicher Form schon mal gegeben hat:
„Von Papen (über Papen s.o.) arbeitete mit dem
türkischen Außenminister Saracoglu Geheim-
protokolle aus: Wenn die militärischen Opera-
tionen auf die der Türkei im Süden und Osten
benachbarten Gebiete übergriffen, würde die
deutsche Regierung mögliche politische und
ökonomische Interessen der Türkei in diesen
Gebieten berücksichtigen. Die Türkei stellte Ge-

bietsforderungen auf die kurdischen Gebiete ge-
genüber Syrien und dem Irak sowie auf Gebiete
der Sowjetunion.“33 Diese Politik des deutschen
Imperialismus bedeutet, unter vorübergehenden
Zugeständnissen an die Türkei, den USA zusätz-
lich Einflussgebiete zu entreißen. Hierbei zeigt
sich wieder die aus der Geschichte bekannte ma-
terielle Abhängigkeit der Türkei, insbesondere
von Deutschland: „Die EU spielt eine sehr wich-
tige Rolle, allein schon durch den Umstand, dass
die türkische Armee von vielen Produkten aus
der EU abhängt. Zusätzlich nutzt die NATO-
Mitgliedschaft nicht mehr viel, wenn sich neue
Strukturen innerhalb der NATO und der EU
entwickeln und die Türkei dort nicht mit dabei
ist.“34 Diese Politik wird den Widerspruch zum
US-Imperialismus anheizen und einen Konflikt
begünstigen.

Zusammenfassung: Nach dem Zusammen-
bruch der Sowjetunion streiten sich die Imperia-
listen um die Beherrschung ihrer kleineren Nach-
folgestaaten in Asien. Die Türkei als diesen Staa-
ten vorgelagertes Land sieht sich in dieser Ausein-
andersetzung im Zentrum. Sie weiß um ihren ho-
hen strategischen Preis.

Die Türkei – Regionalmacht ....?
Da der Vorläufer der heutigen Türkei, das Os-

manische Reich, zur Zeit der Kolonialisierung
selbst eine Großmacht war, (s. Kasten) ist es ver-
ständlich, dass die Vertreter der herrschenden
Klassen dort ihre Finger in alle Richtungen aus-
strecken, um selbst zunächst „Brudervölker“ zu
unterstützen, um selbst Hand anzulegen an „ver-
feindete Völker“ wie die seit fast einem Jahrhun-
dert um Unabhängigkeit kämpfenden Kurden, um
selbst Kolonien oder Protektorate zu errichten
und auszuplündern und so das Land vom Imperia-
lismus unabhängiger werden zu lassen.35

Kriegsschauplatz Kurdistan:

Die Gewerkschaften riefen in den 80ern dazu auf,
die Türkei als Urlaubsland zu meiden, Türkeiurlau-

Eine kleine Hilfestellung zu einigen geogra-
phischen Begriffen, die ab und an in Bild
(manchmal sogar bewegt), Schrift oder
Ton auftauchen.

Kaukasus-Anlieger-Staaten
Armenien, Georgien, Aserbaidschan

Zentralasien
Turkmenistan, Usbekistan, Kasachstan, Kir-
gistan, Afghanistan, Nepal, Bhutan, Mon-
golei, sowie Teile von Russland und China

Naher Osten
Türkei, Libanon, Israel, Palästina, Jordani-
en, Kurdistan, Syrien

Mittlerer Osten
Irak, Iran, Saudi-Arabien, Jemen, Oman,
Vereinigte Arabische Emirate, Katar, Bahr-
ein, Kuwait
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be waren bis in die Neunziger verpönt, da jedes Glas
Wein im Strandlokal Geld brachte für Patronen an
der Front gegen die Kurden. Wenn es auch unter-
schiedliche Ansätze in der Frage gibt, ob die Kur-
den zusammen mit den türkischen Genossen kämp-
fen oder allein um Unabhängigkeit streiten sollen,
die Solidarität mit dem kurdischen Volk war über-
all spürbar, jedoch, die Herrschaft der Türkei, die in
der BRD ihren wichtigsten und nachhaltigsten Ver-
bündeten fand, konnte nicht gebrochen werden. Zu
gering war die Unterstützung von unserer Seite, zu
gering die Solidarität, als es schließlich darum ging,
dass in der Türkei verfolgte Menschen, die sich hier
für eine freie Heimat einsetzten, abgeschoben, ver-
folgt, diskriminiert und in den sicheren Tod abge-
schoben wurden. Der deutsche Staat holte zum Ge-
neralangriff aus und verbot und zerstörte alles, was
sich in Deutschland zur kurdischen Identität bekann-
te. Nicht einmal die Nationalfarben wurde den Men-
schen gestattet, alles Kurdische wurde unter das
PKK-Verbot subsumiert – obwohl es eine PKK in
Deutschland erklärtermaßen nicht gab. Der deutsche
Staat zeigt, dass die Bezeichnung Terrorist in die-
sem Falle den kurdischen Freiheitskämpfern gilt. Es
ist bitter festzustellen, dass fast zeitgleich zum
„PKK“-Verbot vom Bundesnachrichtendienst eine
militärische Gruppe (UCK) unterstützt wurde, die
die endgültige Zerschlagung Jugoslawiens vorberei-
tete und den brutalsten Angriff in Europa nach dem
Zweiten Weltkrieg unter maßgeblicher deutscher
Beteiligung nach sich gezogen hat. Hier das „Selbst-
bestimmungsrecht der Völker“, dort das Ersticken
jeglicher nationaler Regung. Der Widerspruch über
die so unterschiedliche Herangehensweise gegen die
Kurden einerseits und für die Kosovoalbaner ande-
rerseits wird offensichtlich. Ein Sprung in die Ge-
schichte erklärt, warum das sonst angeblich „natio-
nalen Befreiungsbewegungen“36 zugetane Deutsch-
land kein Interesse an einem freien Kurdistan hat.
Der Reichskanzler selbst stellte 1917 fest, Deutsch-
land bräuchte eine lebenskräftige Türkei, solange es
an der Orientpolitik festhalten würde. Deshalb such-
te der Kanzler sich in internen Besprechungen dar-
über klar zu werden, wie das Osmanische Reich zu
restituieren sei, um als ‚großer‘ und ‚starker‘ Staat
zu bestehen- ‚Tun wir das nicht, so wird auf ihren
(der Türkei) Ruinen die Entente uns den Weg nach
Osten verlegen.‘37 Die direkten Kriegsziele u.a. be-
züglich der Ölvorkommen Kurdistans im Nordirak
(Mossul, s.u.) definierte eine Kommission zwischen
Vertretern des Auswärtigen Amtes(!), des Reichs-

schatzamtes, des Reichsamtes des Innern, des Kriegs-
ministeriums und des preußischen Ministeriums für
Handel und Gewerbe am 7.4. 1917:

Die Ansprüche der Bagdadbahn in Obermeso-
potamien und Mossul müssten unter allen Umstän-
den erreicht werden, ebenso wie die Sicherung des
Abtransports zum Persischen Golf durch die Über-
nahme der Aktienmehrheit in den Schifffahrtsge-
sellschaften auf dem Euphrat, dem Tigris und
Schatt-el-Arab.38

Kaum ein halbes Jahrhundert später äußert sich
der Mittelostexperte und Berater der Bundesregie-
rung, Franz von Cauzig, ebenfalls über die „Unmög-
lichkeit“ eines kurdischen Staates:„(...) Es darf in-
des bezweifelt werden, ob die aufständischen
Kurden erfasst hatten, welches der Hintergrund
der ganzen Angelegenheit ist. Dass die Errichtung
eines selbstständigen oder autonomen Kurdistan
auf größte Schwierigkeiten stoßen würde, hatten
die Kurdenführer schon längst erkannt, denn
dieses Kurdistan müsste Teile des Iraks, dann
Teile von Iran, von Syrien und der Türkei sowie
der Sowjetunion umfassen. Dass das Verspre-
chen, das im Vertrag von Sèvres den Kurden ge-
geben wurde, nämlich einen solchen selbststän-
digen Staat zu schaffen, heute nicht mehr einge-
halten werden kann, ohne dass der ganze Nahe
Osten ein Flammenmeer wird, ist allen
klar.“39 Anders die Haltung der USA. In einer ak-
tuellen Publikation der Bundesregierung heißt es:
„Die Rolle von US-Präsident Wilson in den Frie-
densverhandlungen nach dem Ersten Weltkrieg
und dem für die Türkei so ungünstigen Vertrag
von Sévres (1919) hinterließ vor allem in der Tür-
kei einen sehr negativen Nachgeschmack mit
nicht zu unterschätzenden Langzeitwirkungen.
Das ‚Sévres-Syndrom‘ (das heißt die Gewährung
von Selbstbestimmungsrechten für die Kurden
und Armenier) ist in der Türkei nach wie vor
präsent und führt immer wieder zu Vorbehalten
gegenüber den USA und ihrem politischen An-
liegen. Dies zeigte sich auch ganz deutlich im
Zuge des Irak-Krieges im Frühjahr 2003.“40 Wen
wundert es , dass derselbe Stratege der deutschen
Außenpolitik im bundesoffiziellen Organ Das Par-
lament im letzten Jahr ein Interesse artikulierte,
„die Türkei in der Kriegsfrage als Partner [zu] ge-
winnen,“41 selbst als die Türkei im Nordirak ihre
Truppen zusammenzog, um in das kurdisch- iraki-
sche Gebiet einzumarschieren, das die Ölfelder von
Kirkuk und Mossul beinhaltet.

31 www.auswaer t i ge samt .de ,
8.12.03.

32 Steibach, Udo: Entwicklungsli-
nien der (türkischen, d. AG) Au-
ßenpolitik, In: Informationen zur
politischen Bildung, S. 45, 4.
Quartal 2003.

33 Bürgel, S. 292.

34 Ozan Ceyhun (MDEP- SPD und
Mitglied im EU-Türkei-Aus-
schuss) In: www.europadigital.de.

35 (AFP) Die Türkei muss im kom-
menden Jahr 41 Prozent ihres
Staatshaushalts für Zinszahlun-
gen aufwenden. Das geht aus
dem Haushaltsentwurf für das
Jahr 2004 hervor, den Finanz-
minister Kemal Unakitan am
Montag in Ankara vorstellte
und der in den kommenden Ta-
gen im Parlament beraten wer-
den soll. Der türkische Staat
hat mit einem Schuldenberg von
umgerechnet rund 161 Milliar-
den Euro zu kämpfen. Nach
Unakitans Worten muss Anka-
ra im nächsten Jahr rund 39 Mil-
liarden Euro an Zinsen für die-
se Schulden bezahlen. Der
Haushalt mit Ausgaben von um-
gerechnet 95,5 Milliarden Euro
und Einnahmen von 67,6 Milli-
arden Euro weist ein Defizit von
rund 28 Milliarden Euro auf.
Dieses Defizit muss mit neuen
Schulden finanziert werden.
Rund ein Viertel der Ausland-
schulden sei auf deutsche Banken
entfallen, berichtete die Bank für
Internationalen Zahlungsaus-
gleich (BIZ) in Basel.

http://www.geldcrash.de/Aktu-
elles/Finanzmarkt/nach-4-7-01/
nach-4-7-01.html

36 Über die Funktion der Ethnisierung
unter dem Deckmantel der Selbst-
bestimmung s. weiter unten.

37 Vgl. Bürgel, S. 231.

38 Vgl. Bürgel, S. 230 f.

39 von Cauzig, Franz: Das Ende im-
perialer Konzepte in Nahost, Au-
ßenpolitik, 1962, S. 120 f, zitiert
nach Bürgel, S. 375.

40 Das Parlament, Ausgabe 12,
2003 vom 19.5.2003.

41 Das Parlament, Ausgabe 12,
2003 vom 19.5.2003.
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Kriegsschauplatz Balkan:

Zunächst das Auswärtige Amt: „Die Entwick-
lung in der Krisenregion Balkan verfolgt die
Türkei als Anrainer und auf Grund der Verbun-
denheit mit den Minderheiten (Türken, Musli-
me) mit großem Interesse. Sie gehört zu den In-
itiatoren des Südost-Europäischen Kooperati-
ons-Prozesses (SEECP) und beteiligt sich am Sta-
bilitätspakt Südosteuropa. Sie hat viele Flücht-
linge der Balkankriege aufgenommen. In Bos-
nien-Herzegowina, im Kosovo und in Mazedo-
nien ist die Türkei im Rahmen der NATO mit
Truppen präsent. Die Türkei fordert die türki-
schen und muslimischen Minderheiten des Bal-
kan auf, sich zu ihrer Sprache und Kultur zu
bekennen.“ Wie müssen diese Zeilen auf einen
Jugoslawen wirken, zumal sie aus den Federn des
Auswärtigen Amtes stammen, das in ungebroche-
ner Tradition Ethnisierung und Parzellierung Ju-
goslawiens sowohl fordert als auch durchführt und
dabei noch die alte Kolonialmacht Osmanisches
Reich auf den Plan ruft. Lothar Rühl, ehemaliger
Staatssekretär im Bundesverteidigunsministerium,
drückt sich in seiner imperialistischen Arroganz
noch etwas deutlicher aus: „Auf der Balkanhalb-
insel entsteht neben der Chance einer neuen Zu-
sammenarbeit über das alte und kraftlos geblie-
bene Grundmuster der Balkanpakte seit den
dreißiger Jahren hinweg(!) die Herausforderung
an die Türkei, als Partner der kleinen, ehemals
vom Osmanischen Reich beherrschten christli-
chen Völker zur allgemeinen Befriedung, der Be-

ruhigung und zur internationalen Ordnung
beizutragen.“42 In den dreißiger Jahren war die
Welt nach Rühl wohl noch in Ordnung. Ein Grund
mehr zur Besorgnis. Kein Wunder schließlich, dass
die Türkei sich mit eigenen Waffen und Soldaten
am Krieg gegen Jugoslawien 1999 beteiligte. In
trauriger Einheit betreiben der deutsche Imperia-
lismus und sein traditioneller Juniorpartner Tür-
kei eine Politik der Zerschlagung Jugoslawiens. Es
ist zudem auffällig, dass sich der Balkanstaat Grie-
chenland ausdrücklich gegen den Jugoslawien-
krieg aussprach und dem türkischen Geschwader
die Überflugrechte verweigerte. War der Jugosla-
wienkrieg am Ende ebenfalls ein Seitenhieb gegen
Griechenland, um die Achse Ankara-Berlin zu
stärken? „Während Griechenland eher auf der
Seite der Serben stand, unterstützte die Türkei
selbstredend die bosnischen Moslems. Mit Ma-
zedonien, in dem Griechenland offenbar eine
Bedrohung sieht, hat die Türkei enge freund-
schaftliche Beziehungen.“43 Nicht etwa, dass die
deutsche Außenpolitik Griechenland unterstützen
und die Türkei zurückpfeifen würde. Im Gegen-
teil, die deutsch-türkische Daumenschraube gegen
Griechenland wurde schon viel eher angelegt: „Für
die EG (...) wird es dringend notwendig, eine
zuverlässige Beilegung der türkisch-griechi-
schen Streitigkeiten über Zypern und die Ägäis
zu vermitteln, dabei nicht aber nur auf Ankara,
sondern auch viel stärker als bisher auf Athen
einzuwirken(!), um den griechischen Natopart-
ner zur Aufgabe seiner subkutanen (unter-
schwelligen, die AG) politischen Feindseligkeit

42 Lothar Rühl, Die Türkei zwi-
schen Europa und dem Orient,
in: Europa-Archiv, Zeitschrift
für internationale Politik, 11/
1992. zit. nach Bürgel, S. 451.

43 Plattner, S. 151.

44 Rühl, Die Türkei.

45 Die Euphorie über die momenta-
nen Zypern-Verhandlungen ebbt
zur Zeit der Erstellung der Unter-
suchung ab.(Vgl. Financial Times
Deutschland, 21.02.2004.) Ein In-
diz mehr dafür, dass man sich in
der Zypernfrage zur Zeit der Bei-
trittsverhandlungen diplomatisch
bemüht zeigt, um den Beitritt der
Türkei zu rechtfertigen.

46 www.auswaertiges-Amt.de.

47 Plattner, S. 128.

48 Die Welt, 11.5.92. Zitiert nach
Bürgel, S.435.

Ist ja fast so aufregend wie
1914, da haben wir euch ja
auch gezeigt, wo die Reise
hingeht.
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1903...
Das kleinasiatische Eisenbahnwesen der 80er Jahre des vorigen Jahr-
hunderts war nicht nach türkischen, sondern ausschließlich nach west-
europäischen Interessen organisiert.
Neben dem Kauf der bereits vorhandenen 92 km langen Linie von
Haidar-Pascha nach Ismid gegen Zahlung von 6 Mill. Fr. im Oktober
1888 erwarb die Deutsche Bank die Bau- und Betriebskonzession für
die 486 km lange Linie von Ismid landeinwärts zum heutigen Anka-
ra. Die Konzessionsdauer wurde auf 99 Jahre bemessen. Die türki-
sche Regierung musste sich in den Vorverhandlungen zur Garantie
einer Mindestbruttoeinnahme pro Kilometer bereit erklären. Als Si-
cherheit für diese Garantie musste sie die Getreidezehnten der von
den Bahnen durchzogenen Gebiete verpfänden, deren Einziehung und
Verwaltung dem Verwaltungsrat der türkischen Staatsschulden über-
tragen wurde. Und in diesem saßen natürlich Vertreter der Deutschen
Bank. Die erste Konzession für die anatolische Eisenbahn war kaum
unterzeichnet, als Georg Siemens für die Deutsche Bank eine Erwei-
terung des Unternehmens betrieb. (...) 1888 erwarb die Deutsche
Bank die ersten Konzessionen für den Bau der Bagdadbahn zu den
Ölquellen am Persischen Golf. Für 99 Jahre sicherte sich die Deut-
sche Bank bei geringer Kapitalbeteiligung eine Mindesteinnahme von
jährlich 15.000 Schweizer Franken pro Bahnkilometer. Weiter erhielt
die Deutsche Bank für sechs Millionen Schweizer Franken die Bahn-
linie nach Izmir. Die Baukosten der Bagdadbahn musste das Osma-
nische Reich zum Großteil über Kredite bei deutschen Banken finan-
zieren, zur Sicherheit erneut große Teile der Steuereinnahmen ver-
pfänden. (Vgl. Bürgel, S. 120 f.)
„Die Deutsche Bank hatte bereits 1912 vom türkischen Sultan die
Konzession auf alle Öl- und Mineralvorkommen in einem 20 Kilome-
ter breiten Streifen rechts und links der schon bis Mossul im heuti-
gen Irak gebauten Strecke erwirkt.“ Das Ostpreußenblatt / Preußi-
sche Allgemeine Zeitung Landsmannschaft Ostpreußen e.V. / 06. Sep-
tember 2003

...und 2003
„Ein Schwachpunkt in der Linienführung war Serbien, das russischem
Einfluß ausgesetzt war. Hier versuchten England und Frankreich anti-
deutschen Einfluß zu gewinnen. Diese traditionelle Strategie wurde in
den frühen 1990er Jahren im Konflikt um Bosnien-Herzegowina wieder
sichtbar. Das bis 1914 aufgebaute Schienennetz wurde im Ersten Welt-
krieg zerstört. In den 30er Jahren wurde die Arbeit wieder aufgenom-
men, und 1940 standen dann die Signale der Bagdadbahn auf grün (...).
Nach wie vor wäre die Strecke Berlin – Bagdad – Basra wirtschaftlich
nicht nur für die Bundesrepublik von allerhöchster Bedeutung. Die Fi-
nancial Times hat die Region als ,vermutlich wichtigsten neuen Markt
zu Anfang des 21. Jahrhunderts’ bezeichnet.“ Das Ostpreußenblatt /
Preußische Allgemeine Zeitung Landsmannschaft Ostpreußen e.V. / 06.
September 2003
Kein Wunder also, dass bei Schröders Türkeibesuch im Februar dieses
Jahres Herr Mehdorn, bei der aus Vertretern deutscher Monopolkrei-
se bestehenden Reisedelegation zugegen war, um den Bau der Bag-
dadbahn unter Dach und Fach zu bringen.

Bagdadbahn
gegenüber der Türkei zu veranlassen.“44 Und
das, obwohl die Türkei Zypern, selbstverständlich
völkerrechtswidig, seit 1974 besetzt hält. Erstaun-
licherweise hat Griechenland seine Vetohaltung
bezüglich der Aufnahme der Türkei bereits seit
Helsinki, also vor vier Jahren, aufgegeben, eine
Entscheidung, die für weitere Beitrittsverhandlun-
gen der Türkei als unabdingbar dargestellt wird.45

Die türkische Regierung hatte bewiesen, dass
sie sich über internationale Bedenken hinwegset-
zen würde und das kriegslüsterne Deutschland in
allen Fragen gegen Jugoslawien unterstützen wür-
de - der deutsche Imperialismus hat die Türkei in
der Balkanpolitik angestachelt, jedoch um in er-
ster Linie seine alten Parzellierungs- und Herr-
schaftsbestrebungen auf dem gesamten Balkan
wieder voranzutreiben.

Kriegsschauplatz Kaukasus und
Zentralasien:

Hier befinden sich die ehemaligen Sowjetrepu-
bliken Aserbaidschan, Turkmenistan, Usbekistan,
Kasachstan und Kirgistan, deren Völker jeweils
Sprachen sprechen, die der türkischen angelehnt
sind (turkophon). Dieses Gebiet hat 2 Mio Quadrat-
kilometer (vgl. Deutschland 0,35 Mio qkm) mit 50
Millionen Einwohnern. Nach der Auflösung der
Sowjetunion sind diese Staaten sowie Georgien
und Tadshikistan ungeschützt den Interessen der
Imperialisten ausgeliefert. Bürgerkriege werden
angespornt, die jeweiligen kämpfenden Gruppen
stehen in direktem Kontakt mit diesen oder jenen
Geheimdiensten. Mehr noch, deren Armeen wer-
den zunehmend von außen ausgebildet und gegen-
einander gehetzt. „Die türkischen Streitkräfte
unterhalten enge Beziehungen nicht nur zu ih-
ren NATO-Partnern, sondern auch zu denen der
zentralasiatischen Turk-Staaten. So bestehen
beispielsweise Programme zur Ausbildung dor-
tiger Offiziere in der Türkei“46. Die Interessen des
deutschen Imperialismus spiegeln sich direkt in
dieser oder jenen „ethnischen Gruppe“ wider. In
den hiesigen Medien werden stets „russische und
amerikanische Interessen“ bemüht. Doch schauen
wir genauer hin: „Eine destabilisierte Türkei oder
eine Türkei, deren Außenpolitik sich von Euro-
pa abwendet oder abwenden muss, würde die
Kaukasusstaaten dem Einfluss Russlands auslie-
fern. Eine in Europa voll integrierte Türkei könnte
demgegenüber eine starke politische Sogwirkung
auf Armenien, Georgien und Aserbaidschan in
Richtung Europa ausüben(...).“47 Werfen wir ei-
nen Blick zurück ins Jahr 1992, also ein Jahr nach
der Zerschlagung der Sowjetunion und sehen, was
sich die deutsche Außenpolitik von der Türkei in
dieser Region erhofft:

„Die wachsende politische Bedeutung Anka-
ras nach dem Zerfall des Sowjetreiches wird täg-
lich offenkundiger. Nicht nur, dass sich die Tür-
ken als Partner für die im Kaukasus, und in Mit-
telasien lebenden Brüdervölker anbieten, auch
als stabilisierender Faktor zwischen Europa und
Asien (...). Die EG müsse alles tun, um die Positi-
on Ankaras in der Region zu stärken... Die Zeit
ist reif, über eine Assoziierung der Türkei an die
Westeuropäische Union zu sprechen und regel-
mäßige politische Konsultationen aufzunehmen.
Außerdem müsse die Türkei in die Mittelmeerpo-
litik der EG einbezogen werden(...).48
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Die Kaukasus-Republiken liegen inmitten der
strategisch wichtigen Gegend des Konfliktes um
Berg-Karabach, durch die die Erdöl- und Erdgas-
reserven des kaspischen Raumes transportiert
werden sollen: „Die Wahrung der Stabilität Ge-
orgiens ist für die Türkei zur Realisierung des
Pipeline-Projekts Baku-Tiflis-Ceyhan von gro-
ßer Bedeutung.“49 Aserbaidschan befindet sich
an einem geopolitschen Angelpunkt, von dem es
heißt: „Wer ihn beherrscht, hat Zugang zu den
zentralasiatischen Staaten und ihren ungeheu-
ren Energiequellen und kann im kaspischen
Raum entscheidend mitbestimmen“50. Die Tür-
kei erhofft sich Einfluss auf diese Staaten und
mischt auch kräftig mit: „Die Initiative Ankaras
zur Unterzeichnung eines Militärabkommens
zwischen der Türkei, Georgien und Aserbaid-
schan steht vor der Verwirklichung.“51 Diese
Initiativen sind die Konsequenz einer langen Ein-
flussnahme auf die „ethnischen Konflikte“ in Zen-
tralasien. So veröffentlicht das Auswärtige Amt
hierzu zwar spärliche, aber brauchbare Informa-

tionen: „Im Nagorny-Karabach-Konflikt steht
die Türkei auf der Seite Aserbaidschans, wäh-
rend die Russische Föderation Armenien
unterstützt.“52 Setzt man die Puzzleteilchen, die
man erhält, zusammen, entsteht folgendes Bild:
Die Türkei schürt ethnische Konflikte, wird dazu
von deutschen Strategen ermuntert, sie schmie-
det Militärbündnisse, die sich eindeutig gegen
Russland richten. Gleichzeitig werden militäri-
sche Kapazitäten aus der NATO in europäische
transformiert. Fürwahr, ein Pulverfass. Folglich
geht es ans Rüsten. „Auf der Grundlage eines
Programms aus dem Jahr 1996 wird mit einem
Volumen von ca. 150 Mrd. USD die Moderni-
sierung der türkischen Streitkräfte innerhalb
der nächsten 25 bis 30 Jahre betrieben. Die Um-
setzung leidet allerdings an der Schwäche der
türkischen Wirtschaft.“53

...oder verlängerter Arm des
deutschen Imperialismus?

Das türkische Außenministerium gründete die
Turkish International Cooperation Agency,
(TICA) um die wirtschaftlichen Beziehungen zu
diesen Staaten zu koordinieren. Investiert werden
soll in den Straßen- Bahn- und Seeverkehr, Han-
delszentren sollen errichtet werden, das Börsen-
wesen sowie ein Bankennetz sollte entstehen -
kurz, alles was zur Errichtung des Kapitalismus
notwendig ist. Die Devise soll heißen: Infrastruk-
tur weg von Russland - hin zur Türkei. Und die
Bilanz? „Wiewohl die türkischen Bemühungen
um die wirtschaftliche Durchdringung der zen-
tralasiatischen Staaten durchaus erfolgreich
waren und sich der türkische Einfluss in diesen
Staaten überall bemerkbar macht, mussten die
türkischen Verantwortlichen inzwischen doch
erkennen, dass die zur Verfügung stehenden Fi-
nanzmittel für eine wirkliche politische und
wirtschaftliche Beeinflussung nicht ausrei-
chend sind54 (...)“ Ähnlich sieht es das Auswärti-
ge Amt: „Obwohl die Türkei Anstrengungen um
eine Ausweitung ihres Einflussbereiches unter-
nimmt, bleibt ihr Gewicht in den Turkstaaten
de facto begrenzt.“55

Auch die im Juni 1992 ins Leben gerufene
Schwarzmeer-Wirtschaftsregion, der außer allen
Schwarzmeeranrainern auch Armenien, Aser-
baidschan, Moldawien, Griechenland und Al-
banien angehören, hat die anfangs in sie gesetz-
ten Erwartungen nicht erfüllen können.“56 Es
wird immer wieder festgestellt, dass die Türkei
selbst nicht in der Lage ist und nicht sein wird, eine
„signifikante“ Rolle zu spielen. Wir wissen: Der
Türkei fehlen die Monopole, die eine eigenstän-
dige „Einflussnahme“ gegen die imperialistische
Konkurrenz erst ermöglichen57. So ist sie angewie-
sen auf großzügige Wirtschaftshilfe von Seiten der
Banken, die mit jeder Neuverschuldung, die die
alte in den Schatten stellt, entsprechende Aufla-
generhöhungen betreiben. Die Vertreter des deut-
schen Kapitals frohlocken:

„Bahri Yilmaz, ein türkischer Wirtschafts-
wissenschaftler, sieht die Aussichten der
Schwarzmeerkooperation von der EU abhän-
gig: ‚Schließlich werden die Integrationsbemü-
hungen und Erweiterungsabsichten der EU in
Richtung Mittelost und Südosteuropa den Zu-

Die deutschen Monopole haben erhebliche Vorteile bei den Handels-
und Kapital „beziehungen“ zu der Türkei. Die BRD ist der mit Abstand
größte Handelspartner der Türkei. Sie hat mit 17% sowohl bei den Wa-
renimporten in die Türkei die Nase vorn, als auch mit 13% der Exporte
aus der Türkei den ersten Platz. Dieses Verhältnis ist hinsichtlich der
Art des Warenaustausches exemplarisch für solche Handelsverhältnis-
se: Während die BRD vornehmlich Produktionsgüter (insbesondere auch
Textilmaschinen u.ä.) und höherwertige Verbrauchsgüter (z.B. Kfz) lie-
fert, exportiert die Türkei im Gegenzug überwiegend Textilien (gering-
wertige Verbrauchsgüter). Die BRD hält so, trotz der scheinbar in etwa
ausgeglichenen Zahlen zwischen Export und Import, die Türkei in star-
ker Abhängigkeit. Das Kapital in der BRD liefert Produktionsmittel, ver-
dient also an know-how, an fortgeschrittener technischer Entwicklung,
während die Türkei einfache Verbrauchsgüter zurückliefert. Lieferungen
von Textilien sind schnell austauschbar; die Türkei hat somit keine si-
chere Basis für die Abnahme ihrer Waren und muss entsprechend Zu-
geständnisse machen. Die aus der BRD gelieferten Maschinen und An-
lagen hingegen sind nicht leicht austauschbar, nicht nur durch Ersatz-
teillieferungen usw. ist die Türkei langfristig gebunden. Nicht selten lie-
fern deutsche Banken entsprechende Kredite für die Maschinenfinan-
zierung gleich mit, was die Abhängigkeit zusätzlich vertieft. Es sind also
Austauschverhältnisse, die die Abhängigkeit erhöhen; die Währungs-
kursentwicklung und die hohe Inflation in der Türkei tun ihr Übriges.

Entgegen vielfacher Annahmen sind die Monopole der USA bei den
Wirtschaftsverhältnissen zur Türkei gegenüber den BRD-Konzernen je-
weils auf den weiteren Plätzen zu finden*.  – Zu Quellenangabe Wirt-
schaftsdatenblatt:
Auch beim Kapitalexport hat die BRD die Nase vorn:
Tochterfirmen
Land Anzahl der Tochtergesellschaften in der Türkei
Deutschland 661
USA 241
Großbritannien 226
Frankreich 189
Niederlande 170
Schweiz 154
Italien 121
Japan 044
http://www.bteu.de/www.bteu.de/deutsch_tuerkische_wirtschaftsb.htm, 30.01.2004

Handels- und Kapitalverhältnis BRD – Türkei

* Quelle unter anderem: Fischer Weltalmanach 2003, S. 797 ff.
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sammenhalt und die Geschlossenheit des
Schwarzmeerkooperationsrates bestimmen.
Seine Erfolgschancen hängen in allererster Li-
nie von der künftigen Entwicklung der Euro-
päischen Union ab.‘58 Die Türkei stellte den
Schwarzmeerstaaten projektgebundene Kredi-
te in Höhe von 50 Mrd. Dollar in Aussicht. Un-
fähig, selbst diese Summen aufzubringen, be-
mühte sich die Türkei um die Errichtung einer
Schwarzmeer-Bank. Die damalige Wirtschafts-
ministerin Cillar reiste dazu nach Frankfurt
und führte Gespräche mit den deutschen Ban-
ken und der deutschen Zentralbank. Es bahnt
sich hier ein Bankenkonsortium zwischen tür-
kischen, deutschen und japanischen Banken
an.“59

Die hier angedeuteten Konflikte sowie mili-
tärischen Aktivitäten der Türkei werden vom
deutschen Imperialismus nicht abgelehnt. Im
Gegenteil wird immer wieder „die Volkszugehö-
rigkeit“ der „Turk“völker oder der türkischen
Volksgruppen in den Balkanstaaten bemüht, als
Ausdruck des reaktionären deutschen Nationen-
bildes, mit dem deutsche Diplomaten und Mili-
tärs, wenn auch teilweise noch aus der Hinter-
hand, Nationalstaaten sprengen und in ihr Ein-
flussgebiet verwandeln. Und wo der Türkei das
Hemd zu kurz wird, helfen deutsche Banken ger-
ne mit einer Finanzspritze nach. Auch das hat Tra-
dition. Sicher, der deutsche Imperialismus ist
nicht der einzige, und er steht in scharfer Kon-
kurrenz zu den anderen imperialistischen Staa-
ten, doch sein Einfluss wächst in ökonomischer,
politischer und militärischer Hinsicht in und um
die Türkei. Und wachsen kann er schließlich nur
auf Kosten der Völker, dem deutschen einge-
schlossen, und auf Kosten der imperialistischen
Konkurrenz . Und das ist es, was zu Krieg und
Faschismus treibt. Angedeutet wurde die gemein-
same deutsch-türkische Haltung im Irak-Krieg.
Hier steht die deutsche und türkische Position
direkt der britisch-US-amerikanischen gegen-
über. Und dies nicht zum ersten Mal, schaut man
sich die Optionen des deutschen Imperialismus
in den Weltkriegen an.

Zusammenfassung:

Die Türkei versucht sich als regionale Hegemo-
nialmacht, ihr Bestreben wird vom deutschen Im-
perialismus angestachelt, der selbst teils aus dem
Hintergrund agiert. Die Türkei hingegen wird
noch abhängiger und eventuelle „Erfolge“ der
Türkei versucht der deutsche Imperialismus für
sich zu verbuchen.

Schluss

Die Debatte um eine Vollmitgliedschaft der
Türkei in die EU stellt nur die Spitze des Eisber-
ges innerhalb der gesamten Auseinandersetzung
um die Erkämpfung von Einflusssphären dar. So-
ziale Belange gelten allenfalls als Makulatur,
(wer hätte auch etwas anderes erwartet?) viel-
mehr zeigt der ganze Umfang der Diskussion,
Strategiepapiere, Kommentare, sowie der tat-
sächlichen militärischen Verschiebungen und
Kriege, dass der Poker um die Neuaufteilung der
Welt gerade im türkischen Raum und ihrem „Ein-
flussgebiet“ in vollem Gange ist, die Auseinan-
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Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament:
Zentralasien und der Kaukasus nach dem 11.
September: Geopolitische Interessen und der
Kampf gegen den Terrorismus .
Rainer Freitag-Wirminghaus.
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ßenpolitik. In: Informationen zur politischen
Bildung, Türkei, Heft 277, 2002, S. 42f.

57 Der größte türkische Konzern ist die Koc-Hol-
ding. 1995 machte das Unternehmen einen Um-
satz von über 19 Milliarden DM. 36.300 Perso-
nen waren bei Koc beschäftigt. Es wurde ein Ge-
winn von 719 Millionen DM erwirtschaftet. Un-

ter den größten westeuropäischen Industrie- und
Dienstleistungsunternehmen belegt das Unter-
nehmen gerade mal Platz 99. http://
www.bteu.de/www.bteu.de/wirtschaftslage.htm,
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Schauen wir uns zum Vergleich ein deutsches
Monopol an. Daimler-Chrysler hatte 2002 ei-
nen Umsatz von 149,6 Mrd. Euro. Das ent-
spricht ungefähr dem 16-fachen  der Koc-Hol-
ding, wobei Daimler-Chrysler nur ein deut-
sches Monopol ist. Zum Jahresende beschäf-
tigte Daimler Chrysler 365.571 (im Vorjahr
372.470) Arbeiter. Daimler-Chrysler hat im
Berichtsjahr konzernweit • 7,1 Mrd. in Sach-
anlagen investiert und • 6,2 Mrd. für Forschung
und Entwicklung aufgewendet.

http://www.daimlerchrysler.com/dccom/,
30.1.04.

58 Handelsblatt, 11.9.1993, zit. nach Bürgel, S.
436.
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22.12.03.

dersetzung darum aber noch längst nicht ihren
Höhepunkt erreicht hat. Des Weiteren ist für
2007 die Aufnahme Rumäniens und Bulgariens
geplant, um die letzte Lücke zwischen Berlin und
Irakisch-Kurdistan zu schließen. Doch damit
nicht genug: „Verheugen (EU-Erweiterungskom-
missar, die AG) ist derweil bemüht, in allerlei
Politikfeldern Kompetenz zu zeigen. Sein Pro-
gramm ‚wider Europe‘ bezieht Länder wie Rus-
sland und Israel gedanklich in einen europäi-
schen Wirtschaftsraum ein und geht damit weit
über das Feld potenzieller Beitrittskandidaten
hinaus.“60 Wir werden bemüht sein, diese Ent-
wicklung weiter zu untersuchen, um im antimi-
litaristischen Kampf weitere Mitstreiter für die
Tatsache zu gewinnen, dass es der deutsche Im-
perialismus ist, der eine Revision des Status Quo
einfordert.

AG „Zwischenimperialistische
Widersprüche“


